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Handelszeitung online 17.11.2023 
«Wir brauchen keine höheren 
 Hürden»
Egal, wie liberal man denkt – man 
kann meines Erachtens nicht für 
eine möglichst hohe Freigrenze 
 argumentieren. Solange man nicht 
gegen eine Mehrwertsteuer argu-
mentiert, gibt es auch kein logi-
sches, wirtschaftliches oder mora-
lisches Argument dafür, diese für 
Einkäufe jenseits der Grenze auf-
zuheben. Es geht eben nicht um 
Zölle, sondern ausschliesslich 
 da rum, warum man die deutsche 
Mehrwertsteuer zurückerhält und 
die Schweizer nicht bezahlen soll-
te, wenn man Dinge in Lörrach 

statt in Basel einkauft. Es geht rein 
um die Steuergerechtigkeit.
HZ-Benutzername: Dirk

Handelszeitung online 19.11.2023 
«Darum ist die Personalabteilung   
bei den Angestellten so unbeliebt»
Vielmals weiss das HR nicht einmal, 
was die ausgeschriebene Stelle 
umfasst. Bei den Lösungen würde 
ich sogar einen Schritt weiterge-
hen: Das HR sollte sich vielleicht 
überlegen, ob Erfahrung in gewis-
sen Bereichen gleich oder höher 
als ein Diplom zu werten seien. 
Ebenso soll das HR vom gegen-
wärtigen «Jugendwahn» herunter-
kommen. Meines Erachtens ist der 

Fachkräftemangel grösstenteils 
HR-gemacht.
Ursin Gold

Aus eigener Erfahrung kann ich 
dies bestätigen. Der Fachkräfte-
mangel kann nicht wirklich gravie-
rend sein, wenn auf Stufe mittleres 
Kader auf anonyme Bewerbungs-
prozesse via Cloud  gesetzt wird, 
gleichzeitig den Bewerbern aber 
kein vernünftiges Feedback gege-
ben oder gar Ansprech partner 
 genannt werden. Solch eine AG 
disqualifiziert sich beziehungswei-
se muss teuer über Headhunter ihr 
Versagen ausgleichen.
Jean Henri
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Black Friday

Die Rolle der Nationalbank

Absurder Konsumwahnsinn

Garantien für Grossbanken

E s ist wieder an der Zeit für den Konsum-
wahnsinn. Menschenmassen ringen beim 
Black Friday um die krassesten Schnäpp-

chen, die grössten Rabatte, all die Dinge, die sonst 
unbezahlbar scheinen und in den Schaufenstern 
der Kaufhäuser glitzern und glänzen. Die Shop-
ping-Gier veranlasst uns oft dazu, Spontankäufe 
zu tätigen und Dinge zu kaufen, für die wir gar kei-
nen Bedarf haben. Diese liegen dann zu Hause he-
rum oder landen nach einer sehr kurzen Lebens-
dauer im Müll. 

Das ist schlecht für die Umwelt. Aber nicht nur 
wegen des Wegwerfens – auch weil sich seit der 
Pandemie die Einkaufsgewohnheiten der Men-
schen geändert haben. Zwar hat sich der stationä-
re Handel erholt und der Umsatz des Online-Han-
dels 2022 ging das erste Mal zurück, doch noch 
immer kauft eine grosse Zahl der Schweizerinnen 
und Schweizer online ein. So auch am Black Fri-
day. Laut einer Online-Befragung von Statista vom 
Juni 2023 kaufen 76 Prozent der befragten Schwei-
zerinnen und Schweizer monatlich oder häufiger 
im Internet ein. Ganze 22 Prozent der Befragten 
betreiben wöchentliches Online-Shopping.

Kritisch für das Klima: Online-Einkäufe verursa-
chen hohe CO₂-Emissionen. Einerseits wegen der 
Herstellung der Produkte, der Verpackung und des 
Versands. Andererseits wegen des Transports per 
Schiff, Flugzeug, Zug oder Lastwagen. Während 
der Black-Friday-Woche 2022 wurden laut einer 
Analyse der europäischen Umweltorganisation 
Transport & Environment schätzungsweise 1,2 
Millionen Tonnen CO₂ allein durch LKW-Trans-
porte in Europa freigesetzt – 94 Prozent mehr, als 
in einer durchschnittlichen Woche.

Eine absurde Zahl, wenn man beachtet, wie sich 
die EU mit dem Europäischen Klimagesetz darum 
bemüht, dass EU-Länder die Netto-Treibhausgas-
emissionen bis 2030 um mindestens 55 Prozent 
senken.

Wer also die Klimaerwärmung nicht befeuern will, 
sollte dem Massenkonsum des Black Friday den 
Rücken kehren. Manche Unternehmen nutzen 
diese Erkenntnis gleich für PR in eigener Sache: 
Der Schweizer Taschenhersteller Freitag etwa 
schliesst am Black Friday den Online-Shop und 
verkauft auch in allen Läden während 24 Stunden 
keine Taschen. Und das Basler Modelabel Nikin 
pflanzt pro verkauftem Produkt statt wie für ge-
wöhnlich eines Baums sogar zwei.

Nicht nur wegen der Umwelt sollte der Black Fri-
day vermieden werden. Shopping löst nach einer 
anfänglichen Euphorie negative Emotionen aus, 
darunter Schuldgefühle und Frust, wie eine 
Greenpeace-Studie aus dem Jahr 2017 zeigt. Am 
Ende ist der Verzicht auf den Black Friday also 
eine Win-win-Situation. Für die Umwelt, das 
Portemonnaie – und die eigene Mentalhygiene. 

Acht Monate nach dem Schreckenswo-
chenende mit dem CS-Kollaps vom 
19. März 2023, das den Finanzplatz er-
schütterte und die Öffentlichkeit er-
zürnte, wird die Sicherung der Ban-

kenliquidität wieder aktuell. Denn jetzt muss das 
Parlament nachholen, was Jahre zuvor versäumt 
worden war. Im Gegensatz zum landesüblichen 
Finma-Bashing steht bei der aktuellen Vorlage das 
Nationalbankdirektorium im Fokus. Es manifes-
tiert sich jetzt, dass die CS-Rettung mittels staatli-
cher Notverordnung nur deshalb nötig wurde, weil 
die Nationalbank viele Jahre lang die Liquiditätssi-
cherung verschlafen oder verzögert hatte. Die 
Schweiz vergammelte die vom Basler Ausschuss 
für Bankenaufsicht in den Regelwerken «Basel III» 
und «Basel IV» geforderten Massnahmen. Diese 
umfassen drei Stufen der Liquiditätssicherung bei 
systemrelevanten Banken:

1. Stufe: Verstärkte Kapital- und Liquiditätsanfor-
derungen in der Bank selbst. 2. Stufe: Mit einer 
«Emergency Liquidity Assistance» (ELA) muss die 
Notenbank des Sitzlandes eine Notfallliquiditäts-
hilfe gegen Hinterlegung von Sicherheiten (soli-
den Wertpapieren) zur Verfügung stellen. Im Vor-
feld des CS-Debakels gewährte die SNB der Credit 
Suisse zunächst 50, dann 100 Milliarden Franken, 
was angesichts der enormen Kapitalabflüsse (90 
Milliarden Dollar im dritten Quartal 2022) viel zu 
wenig war. 3. Stufe: Mit einer staatlichen Liquidi-
tätssicherung auf Vorrat unter dem Titel «Public 
Liquidity Backstop» (PLB) wird das Rettungssys-
tem wie folgt verstärkt: Wenn die Nationalbank 
nicht genügend Liquidität vom Typ ELA an die in-
solvente Bank bereitstellen kann oder will, muss 
der Staat des Sitzlandes deren Liquiditätshilfe auf 
Vorrat garantieren. Im Klartext formuliert: Die 

Bundeskasse respektive die Steuerzahlenden sol-
len die Garantie und das Risiko für jene Milliarden 
übernehmen, welche die Nationalbank für die 
Rettung der notleidenden Bank zur Verfügung 
stellt. Im Falle der CS waren es 200 Milliarden 
Franken.

Am turbulenten Krisenwochenende vom 19. März 
2023 existierte in der Schweiz keine Rechtsgrund-
lage für einen PLB. Die EU-Länder, England, die 
USA, Japan, Kanada und weitere hatten längst ei-
nen PLB eingerichtet. Nach 2017 wurde auch die 
SNB darauf aufmerksam gemacht und angemahnt. 
SNB-Präsident Thomas Jordan reagierte nicht. Erst 
spät, im März 2022, veröffentlichte dann der Bun-
desrat nach vielen Mahnungen erste «Eckpunkte 
für die Einführung von staatlichen Liquiditätshil-

fen». Doch dann kam der Kollaps. Weil es im März 
2023 keine Rechtsgrundlage für einen PLB gab, 
musste der Bund per Notverordnung über Nacht 
die 200 Milliarden SNB-Liquiditätshilfe an die CS 
mit dem Bundesvermögen absichern. Eine reflek-
tierende Debatte war nicht möglich. Orchestriert 
wurde die ganze Liquiditätssicherung der CS von 
Thomas Jordan. Niemand fiel ihm in die Arme und 
niemand hinterfragte die früheren Unterlassungen 
der SNB. Die Polit- und Medienszene verharrt in 
Achtungstellung vor Jordan. Hier zeigte sich erneut 
das Governance-Defizit eines bloss dreiköpfigen 
Direktoriums, das keinen Pluralismus zulässt. (Im 
März bestand es nur aus zwei). Nach dem CS-De-
bakel hat der Bundesrat im September 2023 ei-
lends eine Gesetzesgrundlage für einen PLB ans 
Parlament geschickt. Diese Vorlage steckt derzeit 
in der Kommission des Ständerats. 

Eine laufende jährliche Versicherungsprämie für 
die Banken ist nicht vorgesehen, nur eine einmali-
ge Prämie oder ein Zins nach Risikobeanspru-
chung. Der Tilburger Finanzprofessor Pascal Böni 
hat in der «Sonntagszeitung vorgerechnet, dass bei 
einer ähnlichen Rettung der UBS wie bei der CS 
Liquiditätsgarantien von 700 Milliarden Franken 
nötig wären. Für eine solche Staatsversicherung 
beliefe sich die marktübliche Versicherungsprä-
mie auf 400 Millionen Franken pro Jahr. So, wie in 
Bundes-Bern die Entscheidungsmechanismen 
und Lobbys ablaufen, ist indes allen klar: Diese 
Prämie und überhaupt das Mass an Regulierung 
wird für die neue Super-UBS nur so weit realisiert 
werden, wie sie der Super-CEO Sergio Ermotti ge-
rade noch akzeptiert.

Liberale Politik

Die Chancen von FDP und SVP auf einen 
grossen Wahlsieg waren kaum je günstiger: 
Die Klimaekstase wurde von realen Sicher-

heits- und Wirtschaftsproblemen verdrängt, und 
die planwirtschaftliche Energiepolitik ist kläglich 
gescheitert. Da hätten FDP und SVP sehr stark zu-
legen müssen. Das aber schafften sie nicht. Denn 
ihre Politik ist ähnlich perspektivlos wie diejenige 
des von ihnen mit vier von sieben Mitgliedern ge-
prägten Bundesrats.

Der Bundesrat zieht in neue Verhandlungen mit 
der EU. Verhandeln will er über manche Neben-
sächlichkeiten. Doch die zwei Mammuts im Raum 
ignoriert er: Die Personenfreizügigkeit bringt der 
Schweiz ein Bevölkerungswachstum, das über Jah-
re nicht tragbar ist. Und die Bilateralen I bringen 
der Schweiz viel kleinere Vorteile als von Bundesrat 
und Spitzenverbänden seit mehr als zwanzig Jah-
ren behauptet. Vernünftig geschätzt, vermögen ihre 
kleinen Vorteile die grossen Nachteile der Perso-
nenfreizügigkeit bei weitem nicht aufzuwiegen.

Der Bundesrat bietet also Zirkuszauber: Er will auf 
einem toten Pferd bis nach Brüssel reiten. Dort 
aber kann er die wahren Probleme der Schweiz 
nicht darlegen, denn er liess sie ja bisher klein-
schreiben und vergab keine einzige Studie zu all 
den offensichtlichen Füllungskosten durch das 
Bevölkerungswachstum. Dabei würden in Brüssel 
viele die Probleme der Schweiz bestens verstehen, 
wenn sie nur endlich offen ausgesprochen wür-
den. Denn so hohes zuwanderungsgetriebenes 
Bevölkerungswachstum würde kaum eine Regie-
rung in der EU überleben.

FDP und SVP versuchen zuweilen, zusammenzuar-
beiten. Doch wie in den Zürcher Ständeratswahlen 
misslingt dies oft kläglich. Weshalb? Ebenfalls we-
gen der Personenfreizügigkeit und der Bilateralen I! 
Manche FDPler und NZZ-Leitartikel-Autoren se-
hen in der SVP nur die Antipersonenfreizügigkeits-
partei. Die FDP hingegen ist die letzte Personen-
freizügigkeitsgläubige. Das passt kaum zusammen.

Zugleich haben beide Parteien keine überzeugen-
den anderen Projekte. Wo sind die liberalen Kon-
zepte für die Altersvorsorge, Gesundheitspolitik, 
Armeeentwicklung, Verkehrspolitik, Klimapolitik, 
Eingrenzung der Staats- und Steuerquote oder Be-
schleunigung der Gerichtsverfahren? Eben: FDP 
und SVP haben es verschlafen, liberale Program-
me zu entwickeln, die konkret, konsistent und 
glaubwürdig sind. Kein Wunder also, dass so viele 
Bürgerinnen und Bürger für links-grüne Luft-
schlösser stimmen. Denn solange alle Parteien so 
viel lauwarme Luft liefern, ist es nur vernünftig, für 
die wärmste Luft zu optieren. So kann man sich 
wenigstens wohlig als guter Mensch fühlen.

Bitte konkreter 
und glaubwürdiger

Reiner Eichenberger
Professor für Finanz- und Wirtschaftspolitik   

an der Universität Freiburg
Rudolf Strahm

ehemaliger Preisüberwacher

Lena Madonna
Redaktorin «Handelszeitung» 

Politiker und Medien 
verharren in Achtung-

stellung vor Jordan

Reiner Eichenberger ist regelmässiger Kolumnist der  
«Handelszeitung». Die in den Kolumnen vertretenen  
Ansichten können von jenen der Redaktion abweichen.

Der Gastautor Rudolf Strahm ist ehemaliger Preisüberwacher 
und Ex-SP-Nationalrat.


